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Die von deri Abgeordneten Dr. PILZ und Genossen am 

5. Oktober 1987 an mich gerichtete Anfrage Nr. 933/J, 

betreffend Gewaltanwendung durch Exekutivbeamte, beantwort, 

ich wie folst: 

Die vorliegende Anfrage ist eine aus einer Serie von 

insgesamt 59 gleichal-tisen Anfl-as(~n, die von den Abgeordne­

ten Dr. PILZ und Genoss~n am gleichen Tag und mit gleich­

lautendem .Text an mich gerichtet wurden. Alle diese Anfra­

sen unterscheiden sich lediglich dadurch voneinander, daß 

am Schluß des Anfragetextes lapidare Hinweise auf die 

Person oder den Vorfall, auf die sich die Anfrage bezieht, 

angefUhrt werden. 

Alle 59 Anfragen haben behauptete übergriffe von 

Organen der Polizei oder Gendarmerie zum Gegenstand, wobei 

sich die maßgeblichen Ereignisse in den Jahren zwischen 

1979 und 1987 zugetragen haben. 

Wenngleich ich selbstverständlich das Recht der Abge­

ordneten zum Nationalrat, Uber alle VorgäJge im Beteich 

der staatlichen Vollziehung Aufklärung zu verlangen, kei­

neswegs in Frage stelle, so mtichte ich gerade angesichts 

dieser Flut von Anfrag~n doch auch darauf verweisen, daß 

die Beantwol-tung del-al-ti!.:=jel- Massenanfl-asen 'eine enOl-me und 

äußerst zeitaufwendige Belastung der Verwaltung verursacht 

und diese Belastung insbesondere dann das normale Maß bei 

weitem Ubersteigt, wenn sich Anfrasen auf 1anse zurlicklie-
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gende Sachverhalte beziehen und daher di~ Beantwortung 

gerade aus diesem Grund überaus komplizierte Nachforschun­

gen erfordert. 

Ganz allgemein stelle ich fest, daß jeder mir zur 

Kenntnis gelangende angebliche oder tats~chliche Ubergriff 

von Organen der Polizei oder Gendarmerie stets genauest und 

mit hijchstmijglicher Objektivität untersucht wird und daß in 

allen diesen Fällen gegen die beschuldigten Beamten die 

erforderlichen strafrechtlichen und disziplinären Maßnahmen 

gesetzt werden. Ich lege größten Wert darauf, daß Anschul­

digungen der geschilderten Art stets von außerhalb des 

Sicherheitsapparates gelegenen Instanzen, nämlich von den 

Staatsanwaltschaften bzw. Gerichten, auf ihre Stichhältig­

keit überprüft werden. 

Im einzelnen führe ich zur vorliegenden Anfrage aus: 

Zu A) Gerhard GUTTL wurde am 13.9.1980, um 02.00 Uhr, auf 

der Glacisstraße in Graz wegen Lenkens ein~s Kraft­

fahrzeuges in alkoholisiertem Zustand beanstandet. 

Als er merkte, daß ihm der FUhrerschein abgenommen 

werden soll, entriß er dem amtshandelnden Sicher­

heitswachebeamten die Fahrzeugpapiere und warf diese 

samt den Handschuhen des Beamten i~ das FUhrerhaus 

des von ihm gelenkten LKW's. In weiterer Folge ver­

suchte er zu flUchten, konnte aber vorerst vom Beam-. 

ten zurUckgehalten werden. GUTTL stieß den Beamten 

von sich und flüchtete Richtung Attemsgasse bis zur 

Goethestraße, wo er eingeholt und festgenommen werden 

konnte. 

Zu B) Ja. 

Zu C) Die Anzeige wurde von der Staatsanwaltschaft gemäß § 

90 StPO zurückgelegt. 

Zu D) Entfällt im Hinblick auf Beantwortung der Frage C). 
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Zu E) Versetzungen erfolgten nicht. 
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